ARBEITSVERTRAG
zwischen
*** Deutschland








      - im Folgenden Arbeitgeber genannt -

und

*** Russische Föderation








   - im Folgenden Arbeitnehmer genannt -

§ 1 Position und Tätigkeit des Arbeitnehmers

(1) Der Arbeitnehmer wird ab ??? auf unbestimmte Zeit als leitender Manager (Hotelleiter) in dem Betrieb des Arbeitgebers in Freudenstadt eingestellt. In seiner Position untersteht der Arbeitnehmer direkt der Geschäftsleitung.

Das Aufgabengebiet des Arbeitnehmers umfasst insbesondere Ausbau des betrieblichen Konzepts, Personalverantwortung, Qualitätsmanagement, regionales Marketing und Networking, Gebäudemanagement und Gestaltung des Hauses, operative Mitarbeit und Führung.

Der Arbeitnehmer ist leitender Angestellter im Sinne von § 14 Absatz 2 KschG (sowie § 5 Absatz 3 Betriebsverfassungsgesetz).

Der Arbeitnehmer ist zur selbständigen Einstellung und/oder Entlassung von Mitarbeitern in allen betrieblichen Bereichen berechtigt. Er ist insbesondere berechtigt, die Mitarbeiter ohne vorherige Rücksprache mit und/oder Zustimmung des Arbeitgebers einzustellen und/oder zu entlassen. Die Befugnisse bestehen dauerhaft im Innen- und Außenverhältnis, d.h. auch einzelne personelle Maßnahmen bedürfen zu keiner Zeit des Einverständnisses, der Zustimmung anderer Personen.

(2) Der Arbeitgeber behält sich vor, dem Arbeitnehmer nach billigem Ermessen eine andere gleichwertige Tätigkeit zu übertragen und den Arbeitnehmer an einem anderen Ort einzusetzen.

§ 2 Arbeitszeit

(1) Der Arbeitnehmer ist vollzeitbeschäftigt. Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 48 Stunden wöchentlich.

(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, im Rahmen des gesetzlich Zulässigen Überstunden zu leisten.

§ 3 Nebentätigkeiten

Der Arbeitnehmer darf eine Nebentätigkeit nur nach schriftlicher Zustimmung des Arbeitgebers ausüben. Der Arbeitgeber wird die Zustimmung erteilen, wenn die Nebentätigkeit gesetzlich zulässig ist, der Erbringung der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers unter diesem Anstellungsvertrag nicht entgegensteht und sonstige berechtigte Interessen des Arbeitgebers nicht berührt sind.

§ 4 Vergütung

Der Arbeitnehmer erhält für seine Tätigkeit ein festes monatliches Bruttogehalt in Höhe von EUR 4.150,00. Mit diesem Betrag sind alle Entgeltansprüche gegenüber dem Arbeitgeber, insbesondere Mehrarbeit, abgegolten. Die Vergütung wird bargeldlos auf das vom Arbeitnehmer benannte Konto gezahlt und ist jeweils am Ende eines Monats fällig.
(2) Wenn das Anstellungsverhältnis am 1. Dezember des jeweiligen Kalenderjahres noch besteht, erhält der Arbeitnehmer ein Weihnachtsgeld in Höhe von 50 % des festen monatlichen Gehalts gemäß vorstehendem Absatz 1. Das Weihnachtsgeld wird mit dem Gehalt für den Monat Dezember ausgezahlt. Mit dem Weihnachtsgeld soll ausschließlich die vergangene und zukünftige Betriebstreue vergütet werden. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Zahlung des Weihnachtsgelds aus wirtschaftlichen Gründen für die Zukunft zu widerrufen.

§ 5 Urlaub

Der Arbeitnehmer hat kalenderjährlich Anspruch auf einen Erholungsurlaub von 30 Kalendertagen. Der Arbeitnehmer wird den Urlaubsantritt jeweils im Voraus mit der Geschäftsleitung abstimmen. Der Arbeitnehmer wird sicherstellen, dass er für die Geschäftsleitung in dringenden Angelegenheiten auch während des Urlaubs telefonisch oder per E-Mail erreichbar ist.

§ 6 Arbeitsverhinderung

(1) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber jede Dienstverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen des Arbeitgebers hat der Arbeitnehmer die Gründe der Dienstverhinderung mitzuteilen.

(2) Im Falle einer länger als drei Kalendertage dauernden Arbeitsunfähigkeit ist der Arbeitnehmer verpflichtet, dem Arbeitgeber eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens am darauf folgenden Arbeitstag vorzulegen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der ärztlichen Bescheinigung angegeben, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, dem Arbeitgeber spätestens nach Ablauf von drei Kalendertagen eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Der Arbeitgeber ist berechtigt, sowohl die Erstbescheinigung als auch die Fortsetzungsbescheinigung zu einem früheren Zeitpunkt zu verlangen.

(3) Ist der Arbeitnehmer infolge einer auf Krankheit beruhenden Arbeitsunfähigkeit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass ihn ein Verschulden trifft, erhält der Arbeitnehmer Entgeltfortzahlung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
§ 7 Vertragliches und nachvertragliches Wettbewerbsverbot

Während der Dauer dieses Anstellungsvertrages unterliegt der Arbeitnehmer einem umfassenden Wettbewerbsverbot. Insbesondere ist es dem Arbeitnehmer untersagt, als Arbeitnehmer, freier Mitarbeiter oder in irgendeiner sonstigen Form für einen Wettbewerber des Arbeitgebers tätig zu werden oder ein solches Wettbewerbsunternehmen zu gründen oder sich an einem solchen Wettbewerbsunternehmen zu beteiligen.

§ 8 Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sowie über sonstige vertrauliche betriebliche Angelegenheiten und Vorgänge, die vom Arbeitgeber als vertraulich bezeichnet oder offensichtlich als vertraulich erkennbar sind, Stillschweigen zu bewahren und diese keinem Dritten zugänglich zu machen. Die Verschwiegenheitspflicht bezieht sich auch auf entsprechende Informationen von mit dem Arbeitgeber gemäß § 15 AktG verbundenen Unternehmen. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht auch nach der Beendigung des Anstellungsvertrages fort.

§ 9 Beendigung des Anstellungsverhältnisses

(1) Eine ordentliche Kündigung vor Beginn des Anstellungsverhältnisses ist ausgeschlossen.
(2) Die Kündigungsfrist beträgt innerhalb des ersten Jahres der Beschäftigung einen Monat zum Monatsende, nach Ablauf des ersten Jahres der Beschäftigung sechs Monate zum Monatsende.

(3) Nach Ausspruch einer Kündigung durch den Arbeitgeber oder den Arbeitnehmer ist der Arbeitgeber berechtigt, den Arbeitnehmer unter Fortzahlung seiner Vergütung und unter Anrechnung des restlichen Urlaubsanspruchs widerruflich oder unwiderruflich von der Pflicht zur aktiven Erbringung der Arbeitsleistung freizustellen.

(4) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

(5) Die Kündigung dieses Anstellungsvertrages bedarf der Schriftform.

(6) Das Anstellungsverhältnis endet automatisch, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht.

§ 10 Vertragsstrafe

(1) Wenn der Arbeitnehmer schuldhaft (i) die Arbeit ohne wichtigen Grund nicht zum in § 1 Absatz 1 dieses Arbeitsvertrages vereinbarten Zeitpunkt aufnimmt, (ii) das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist kündigt, ohne dass hierfür ein wichtiger Grund vorliegt oder (iii) die Arbeit verweigert, ohne dazu berechtigt zu sein, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber eine Vertragsstrafe zu zahlen. Die Vertragsstrafe beträgt im Fall der Arbeitsverweigerung 1/30tel des festen monatlichen Bruttogehalts gemäß § 4 Absatz 1 dieses Arbeitsvertrages pro Tag der Arbeitsverweigerung, maximal das während der Kündigungsfrist geschuldete feste monatliche Bruttogehalt gemäß § 4 Absatz 1 dieses Anstellungsvertrages. In den übrigen Fällen beträgt die Vertragsstrafe einen Bruttomonatsgehalt.

(2) Wenn der Arbeitnehmer schuldhaft gegen die Verschwiegenheitspflicht gemäß § 8 dieses Anstellungsvertrages verstößt, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber eine Vertragsstrafe in Höhe von einem Bruttomonatsgehalt zu zahlen.

(3) Der Arbeitgeber behält sich die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens sowie die Geltendmachung weiterer Rechtsbehelfe vor.

§ 11 Herausgabepflicht

(1) Nach Aufforderung des Arbeitgebers hat der Arbeitnehmer sämtliche Geschäftsunterlagen und sonstigen Geschäftssachen sowie sämtliches Eigentum des Arbeitgebers unverzüglich an den Arbeitgeber herauszugeben. Eine Verpflichtung zur Herausgabe vor Beendigung des Anstellungsverhältnisses besteht jedoch nicht, soweit es sich um einen Gegenstand handelt, der dem Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung überlassen worden ist.

(2) Bei Beendigung des Anstellungsverhältnisses hat der Arbeitnehmer sämtliche Geschäftsunterlagen und sonstigen Geschäftssachen sowie sämtliches Eigentum des Arbeitgebers unverzüglich an den Arbeitgeber herauszugeben.

§ 12 Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen

Die Parteien sind sich einig, dass aufgrund des Status des Arbeitnehmers als leitenden Angestellten und außertariflichen Mitarbeiter weder Tarifverträge noch Betriebsvereinbarungen auf das Anstellungsverhältnis Anwendung finden. Ein Sprecherausschuss besteht bei dem Arbeitgeber nicht.

§ 13 Ausschlussfrist

Alle beiderseitigen Ansprüche aus und im Zusammenhang mit dem Anstellungsverhältnis müssen innerhalb von drei Monaten nach ihrer Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist schriftlich geltend gemacht werden, verfallen. Diese Ausschlussfrist gilt nicht für Ansprüche, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung der anderen Vertragspartei bzw. eines Erfüllungsgehilfen der anderen Vertragspartei beruhen. Diese Ausschlussfrist gilt weiterhin nicht für Ansprüche, die auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit aufgrund einer schuldhaften Pflichtverletzung der anderen Vertragspartei bzw. eines Erfüllungsgehilfen der anderen Vertragspartei beruhen.

§ 14 Schlussbestimmungen

(1) Mündliche oder schriftliche Nebenabreden zu diesem Anstellungsvertrag bestehen nicht.

(2) Änderungen oder Ergänzungen dieses Anstellungsvertrages durch individuelle Vertragsabreden im Sinne des § 305b BGB bedürfen keiner Form. Im Übrigen bedürfen Änderungen oder Ergänzungen dieses Anstellungsvertrages der Schriftform. Eine mündliche Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses ist nicht möglich.

(3) Sollte eine Bestimmung dieses Anstellungsvertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Anstellungsvertrages nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung tritt die gesetzlich zulässige Bestimmung, die dem Gewollten am nächsten kommt. Dies gilt auch im Falle einer unbeabsichtigten Regelungslücke.

(4) Mit ihrer Unterschrift unter diesem Anstellungsvertrag bestätigen beide Parteien, dass sie eine unterzeichnete Ausfertigung dieses Anstellungsvertrages erhalten haben.

Datum 
________________________



________________________

Unterschrift Geschäftsleitung




Unterschrift ****
5

